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Verkündet

am 210 Januar 1959

I’m N a m e n d e s v o 1 k e s—

In Sachen

“Klägers und Revisionsklägers9

& e e e n -

Beklägten und Revisionsbeklagten}

hat der 110 Senat des Bundessozialgeriohts auf
die mündliche Verhandlung vom 210 Januar 1959

für Recht erkannt:

Das Urteil des Landessozialgcrichts Schleswig

Vom 100 Januar 1957 wird insoweit aufgehoben9

als Qie Berufung des Klägers als unbegründet

\
Zurückgewiesen werden ist°

Die Sache wird insoweit zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das Lande■sozialée—

richt zurückvcrwicseno
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G r ü n d c :
‚...—...,..pn—n-uuuu-„u—O'

Der Kläger bezog vom 1„ Oktober 1949-an von der Sezialver—
sicherungeanstalt Sachsen — Sozialversicherungskasse Borna

—
eine Kriegsinvgilidenteilrenteo Nachdem er im Hotaufnahmever—

fahren die Erlaubnis zum ständigen Aufenthalt in Berlin bezwo
Jim Bundesgebiet erhalten Hetteg beantragte er am 180 Oktober

1954 beim Verspr3ungsamt (Versorng) Lübeck wegen "Herzleiden"

Versorgung nach dem Bundesversorgungsgesetz (BVG)° Durch Be—

SÖheid vom 300 März 1955 erkannte das Versorng als Schädi—
gungsfolgen "Beeinträchtigung der Herzleistungsfähigkeit9
Leberechädigung"_én, und zwar mit dem Zusatz "im Sinne einer
ebgrénzbaren Ver:fchlimmerung"9

es gewährte dem Kläger vom 10

Oktober 1954 an
jente nach einer hinderung der Erwerbsfähig—

keit (KdE„) von +0 VOHÜ Der Kläger erhob Widerspruch und bean—

tragte9 festzustellen9 daß es sich nicht um eine abgrenzbare
[Verschlimmerung neiner Leiden handeleo Das Landesversorgunge—

amt wies den Widerspruch durch Bescheid vom 70 Oktober 1955

zurüeko Mit der Klage begehrte der Kläger, den Beklagten zu

verurteilen9 den Herz— und Leberschaden im Sinne der Entgtg:

bung anzucrkennen, hilfsweise9.den Beklagten zu verurteilen?

dem Kläger eine Rente nach einer H Re von 50 VOH„ zu gewähreno

Am 249 Februar 1956 erließ das Sozialgericht (SGO) Lübeck

‚folgendes Urteil:

Der Bescheid vom 70 Oktober 1955 wird aufgehoben;

Die Beklagte wird verurteilt, dem Kläger mit Wirkung

vom 1‚ Oktober 1954 eine Rente nach einer MdEo von 50

VOH„ zu gewähren und die außergerichtlichen Kosten zu
erstatteno

Das SGG hielt die Klage für begründet, "soweit es sich um den

hilfsweieen Antrag des Klägers handelt"° Die Übergewichtigkeit

und die Neigung zur Steigerung des Blut10chdrucks seien als

nicht unernebliche Vorausschäden anzusehen, Kriegsdienst.und
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Gefangenschaft hätten diese Leiden zwar nicht hervorgerufen9

aber versehlimmert; bei einer Gesamt—Hdßo von 80 VCHO sei

die MdE„ infolge der Versehlirmerung durch den Wehrdienst

mit 50 voHo zu bewerten}

Der Kläger legte Berufung ein und beantragte„ das Urteil

des SC—osowie die Beseheide des Beklagten aufzuheben und

den Beklagten zu verurteilen‚ Rente nach einer MdBa von 50

VOH° wegen des Herz— und Leberleidens im Sinne der Entstehung

zu gewähren() Das Landessozialgerieht (LSGo)—erließ am 100

Januar 1957 folgendes Urteil:

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil der 60 Kam—

mer des SGD Lübeck vom 240 Februar 1956 wird zurück—

gewiesen mit der Ergänzung, daß die Klage hinsicht-

lich des in der 10 Instanz gestellten Hauptantrages

als un2ulässig abgewiesen wird° Im übrigen wird die

Berufung als unzulässig verworfeno

Außergeriehtliehe Kosten sind nicht zu erstatteno

Es führte aus9 soweit der Kläger auch im Berufungsverfah—

ren Rente nach einer MdB° von 50 voHo begehrt habe, sei er

durch das angefochtene Urteil nicht beschwert9 diese Rente

habe ihm das SGobereits zugesprochen gehabt; im übrigen

sei die Berufung zwar zulässig9 der Kläger habe im Verfah—

ren vor dem SGo ersichtlich in erster Linie begehrt‚ fest—
zustellen9 daß das Herz— und Leberleiden durch den Wehr—‘
dienst nicht nur abgrenzbar versehlimmert, sondern hervor—

gerufen worden sei; über diesen Hauptantrag habe das SGo

nicht entschieden, dadurch sei der Kläger beschwert; es
genüge nicht9 wenn sich das SGO zu dieser Frage nur in den

Urteilsgründen geüußert habe9 diesen Gründen komme keine

Reehtskraftwirkung zu, auf diese Wirkung sei es dem Kläger

aber ersichtlich angek nnen; seine Berufung sei jedoch inso—

weit nicht begründet„ schon die Klage sei nämlich nicht zuläs—

sig, weil der Kläger durch die angefochtenen Beseheide nicht

beschwert gewesen sei; die Bindungswirkung eines Bescheides
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beziehe sich nur auf den 92399399922 Teil9 der sich mit der
Rentengewährung befasse; soweit die Versorgungsverwaltung

in einem Bescheid Leiden als Schädigungsfolgen anerkenne und

sich dazu äußere? ob sie durch den Wehrdienst nur verschlim—

mert oder hervorgerufen seien‚ \endele es sich nur um die

@?EEEPQEEEdes Bescheids9 auf die sich die Bindungswirkung
nicht erstrecke; gegen die Begründung eines Beseheids könne

aber Klage nicht erhoben werden9 ebenso wie gegen die Begrün—

dung eines rteils nicht Berufung eingelegt werden könne; nach

5 54 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) sei daher die Klage
nicht zulässig; die Zulässigkeit ergebe sich aber auch nicht

aus 5 55 SGG; es fehle im vorliegenden Falle an einem Rechts—

schutzinteresse für die Feststellungekla*e‚ weil der Kläger

gemäß 5 54 Abso 4 SGG auf Leistung klagen könneo Das LSGO
führte weiter aus9 die Berufung wäre aber auch dann; unbegrün-

det gewesen? wenn der Senat über die Klage sachlich zu ent—

scheiden gehabt hätte; das SGosei zu Recht den ärztlichen Gut—

achtern gefolgt? die die Auffassung vertreten hätten‚ daß

Fettleibigkeit und Bluthochdruck zu einem vorzeitigen und aus—'

giebigen Auftreten einer Arteriosklerosev prädestinieren‚ auch

beim Kläger hätten diese Leiden das Herz in einem wesentlichen

Umfang bereits geschädigt gehabt‚ bevor die extreme Dystrophie

während der Kriegsgefsngenschaft als zusätzliche Schädigung

hinzugekommen sei; sowohl der leichte Lebersehaden„ dessen Ur—

sache nicht sicher zu klären sei‚ als auch der Zustand des

Herzens seien daher durch den Üehrdienst nicht hervorgerufen9

sondern lediglich abgrenzbar versehlimmert worden° Die Revisicr

ließ das LSG„ zug Das Urteil ist dem Kläger am 160 Februar

1957 zugestellt worden()

Der Kläger legte am 200 Februar 1957 Revision ein und been—

tragte

das Urteil des LSGo Schleswig vom 10° Januar 1957 auf—
zuheben, soweit die Berufung zurückgewiesen und die

Klage als unzulässig abgewiesen werden ist°
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Am 3° April 1957 begründete er die Revision: Das LSGo-hahe

gegen @54 SGG9 @ 22 des Gesetzes über das Verwaltungsver—

fahren in der Kriegsopferversergung vom 20 Mai 1955 (VeerG)

und 5 1 BVG verstoßen; der Bescheid vom 50„ März 1955 sei

dem Kläger erst nach dem Inkrafttreten des VerWVG zugestellt

werden‚ nach 5 22 dieses Gesetzes seien die Bescheide in

tatsä0hlicher und rechtlicher Hinsicht zu begründen9 daraus

ergebe sich, daß die Stellungnahme zu der Frage‚ ob ein Lei—

den durch den Wehrdienst hervorgerufen oder nur verschlimmert

worden sei‚ zu den "wesentlichen Tatbestandsmerkmalen" ge—
höre und deshalb ebenso der Rechtskraft fähig sei, wie der
Urteilstenor; der Versorgungsberechtigte müsse aus dem Be—

scheid klar und eindeutig ersehen können, welchen Anspruch

er habe und worin dieser im einzelnen bestehe; der Kläger

seidnreh den Bescheid von 30° März 1955 in der Fassung des
Widerspruchsbescheids vom 70 Oktober 1955 beschwert9 denn
nach diesen Bescheiden seien seine Leiden nur "im Sinne

einer ebgrenzbaren Verschlinmerung" als Schädigungsfolgen

anerlannt werden? damit sei gesagt9 daß jede weitere Ver—

schlimmerung schicksalhaft und nicht mehr dem Wehrdienst zu—
zurechnen sei, mindestens diese Einschränkung sei nicht halt—

bar; darüber hinaus sei der Kläger aber der Ansicht‚ daß die
Leiden durch den Wehrdienst hervorgerufen seien; das LSG°

habe daher weder die Klage als unzulässig abweisen noch die
Berufung "als unzulässig verwerfen" dürfen, es habe vielmehr

sachlich entscheiden müssen; das LSG° sei auch zu Unrecht;
ebenso wie das EGO? davon ausgegangen9 daß ein "Vorausscha—

den" vorgelégen habe, diese Annahme beruhe nur auf einer Ver—

mutung„

Der Beklagte beantragte‚

die Revision zurückzuweiseno’

II

1„ Das LSG° hat die Revision zugelassen (@ 162 Abs° 1 Nr° 1
SGG); der Kläger hat die Revision in gehöriger Form und
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Frist eingelegt und begründet, sie ist daher zulässige Mit

der Revision hat der Kläger das Urteil des LSG° nur inso—

Weit angefochten9 als die Berufung zurückeewiesen und

die Klage als unzulässib abgewiesen werden ist° Insoweit(T

ist die Revision auch begründetn

Die Frage9 ob die Berufung zulässig gewesen ist, betrifft
eine Prozeßvora ssetzung‚

von der das gesamte weitere Ver—

fahren nach Einlegung der Berufung‚ also auch die Rechts—

wirksamkeit des Hevi$ionsverfahrens abhängt (vgl° B°G° 1

sJ227 ff„ [2397; 2 s., 225 ff„ 15237); der Senat hat daher
von Amts wegen zu prüfen‚ ob die Berufung zulässig ist() Das

LSG° hat diese Frage zu Recht bejaht° Der Kläger hat sich

schon im Widerspruchsverfahren und in der Klage\ ausdrück—

lich dagegen gewandt° daß das Herz— und Leberleiden vom

Beklagten nur als durch den Wehrdienst "abgrenzbar ver—

schlimmert" anerkannt werden ist‚ er hat im Widerspruch“—

verfahren beantragt, "fest2ustellen"‚ daß es sich nicht um

eine abgrenzbare Verschlimmerung handele; mit der Klage hat

er uoao ausdrücklich beantragt, den Beklagten zu verurteilen„

"den Herz— und Leberschaden im Sinne der Entstehung anzuer-

kennen”; auch im Berufungsverfahren ist sein Begehren darauf

gerichtet gewesen, daß ihm die Rente nach einer HdE„ von

50 V„HO — die ihm das SG° bereits zuerkannt gehabt hat +
"wegen eines Herz— und Leberleidens im Sinne der Entstehung“

gewährt wirdo Sein Begehren ist sonech im Vorverfahren, im

Verfahren vor dem SG° und im Verfahren vor dem LSG„ er—]
sichtlich darauf gerichtet gewesen, daß die Schädigungsfolgen

festgestellt werden, die der Beklagte nach seiner Meinung an-
zuerkennen habe und daß die Bescheide vom 300 März und vom

70 Oktober 1955 gggh_jnspyeit aufgehoben werden, als sie“

Ausführungen darüber enthalten, daß seine Leiden durch den

Wehrdienst nur versehlimmert worden seien; insoweit liegt

hier der Sächverhglt anders als in dem Fall‚_in dem der 80

Senat des Bundessozialgerichts (BSG„) durch Urteil vom 260

April 1957 (BSGO 5 S‚ 121 ffo) entschieden hat° Das LSG„

hat zu Recht angenommen, daß das SG„ über dieses Begehren

hätte im Tenor des Urteils entgeheidgn müssen, und zwar auch
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_ 7 _

denn9 wenn der Antree des Klägers nach Meinung des SGo nicht

zulässig gewesen istq Besehwert ist der Rechtsmittelkläger

jedenfalls denn9 wenn des vorinstanzliche Urteil hinter dem

vorinstenzliehen 523293 zurückbleibt (vgl° Urteil des er—
kennenden Senats vom 10° Dezember 1958 — 11/9 RV 182/57)„

Das ist hier der Fall geweseno Das 800 hat nicht über alle

vom Kläger erhobenen Ansprüche oder es hat nicht über den

vom Kläger erhobenen Anspruch in vollem Umfang entschieden

(@ 123 SGG); es genügt nicht‚ wenn es zu der Frage‚ ob die
Leiden des Klägers durch den Wehrdienst hervorgerufen oder

versehlimmert und in welchem Umfang sie verschlimmert wor«

den sind9 Ausführungen in den EEÜPÄSE seines Urteils ge—
macht het; die Gründe werden von dem Gedanken, der in der
Urteilsformel zum Ausdruck gebracht wird„ nicht umfaßt und

nehmen damit an dem der Rechtskraft fähigen Inhalt des Ur—

teils nicht teil‚ sie binden die Beteiligten nicht° Die Be—
rufung des Klägers ist also insoweit‚ als das Urteil des

LSG„ mit der Revision angefochten isto ä2läääé■ gewesen?

das LSGO hat auch nicht9 wie der Kläger meint9 insoweit die

3££PÄEE£ als unzulässig verworfen‚ es hat die Berufung zu—
rückgewiesen‚ weil es die 53339 für unzulässig gehalten hate

Die Berufung ist aber entgegen der Auffassung des LSGO be—

gründet geweseno Das SG° hat erkennbar absichtlich — aber

zu Unrecht — über den Antrag des K ägers‚ die Schädigungsfol—

gen anders als in den angefochtenen Bescheiden festzustellen,

nicht entschieden; insoweit hat es an einer Entscheidung des

SG° ggjghlt; eine Ergänzung des Urteils im Sinne von 5 140

SGG ist nicht in Frage3ekoremcn9 denn 5 140 SGG betrifftp

ebenso wie 5 321 Zivilprozeßordnung (ZPO)‚ nur den Fall? daß

das Urteil einen erhobenen Anspruch ygrsehentligh ganz oder

teilweise übergangen hat (Peters-Seutter—Wolff, Anna 1 zu
5 140 SGG; Hofmann—Sehroeter‚ Ann[) 1 zu 5 140 SGG; Beumbach—

Lauterbach, Anm„ 1 A}zu @321 ZPO; Rosenberg9 Lehrbuch des

Deutschen Zivilprozeßreehts, 7} Aufl„‚ 80 255, @ 57 I 3 e;
RGZO 105 S„ 242)„ Der Kläger ist nicht gehindert gewesen„
mit der zulässigen Berufung den Anspruch9 über den das SG°

„gl
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nickt entschieden hat, erneut geltend zu mächen (Beumbech-

Leuierbech0 Anno 1 B zu 5 521 ZPO; Rosenberg aoeooo); er
hat ihn auch geltend gemachto Über diesen Anspruch hat das
LSCO noch entscheiden müssen; es hat dies nicht getan; schon

deswegen ist das Urteil eufzuhebeno

Das LSG„ hat aber auch nicht die 53932 als unzulässig abwei—

sen dürfeno Es hat zu Unrecht angenommen‚ daß der Kläger

durch den Bescheid vom 500 März 1955 in der Fassung des‘
Widerspruchsbeseheids vom 70 Oktober 1955 nicht beschwert

seio Durch diese Bescheide ist dem Kläger nicht nur vom 10

O„tober 1954 an Rente —nach einer N 3° von 40 VCHo —
ge—.

währt werden.? in diesen Bescheidcn ist vielmehr auch "Beein—

trächtigung der Herzleistungsfähigkeit und Leberschädigung

im Sinne der abgrenzbaren Verschlimmerüng" als Schädigunge—

folge "anerkannt” wordeno Dem LS „ ist zwar insoweit zuzu—
stimeen‚ als es angenommen hetp_daß der Bescheid vom 500 März

1955 in der Fassung des widerspruehsbescheids vom 70 Oktober

1955 in mehrere Teile zerfällto Soweit der Beklagte dem Klä-

ger in diesen Bescheid Bente bewilligt hat9 handelt es sich

um einen feststellenden9 den Kläger begünstigenden Verwal—

tungsekta Nicht zu folgen ist dem LSG° aber insoweit9 als

es angenommen hat9 es diene nur der ESSFEPQBESdes Anspruchs

auf 353339 wenn die Ve sorgungsverWaltung in dem Bescheid

bestimmte Leiden als Schädigungsfolgen "anerkennt"o Verwal—

tungsekt ist nach der von Rechtsprechung und Rechtslehre im

wesentlichen übernommenen Begriffsbestimmung des 5 25 MRVO 165

"jede Verfügung‚ Anordnung, Entscheidung oder sonstige Maß—

nehme? die von einer Verwaltungsbchörde zur Regelung eines

Einzelfalles auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts getroffen

wird"° Der Bescheid der Versorgungsverwaltung, in dem sie

.bestimmte Schädigungsfolgen "anerkennt" und wegen dieser Schä—

digungsfolgcn Rente gewährt9 erfüllt die Begriffsmerkmale

des Verwaltungsakts auch insweit9 als es sich um die "Aner—

kennung"9 d„h„ hier die Feststellung der Schädigungsfolgen‚

handelt; auch dieser Teil des 3escheids ist ein feststellender‚

den Kläger begünstigendcr Verwaltungsekt; die Feststellung
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_ 9 ,

bestimmter Schädigungsfolgen ist sowohl für den Antragstel—

ler als auch für die Versorgungsverualtung, die den Be—

scheid erlassen hat, Voraussetzung für weitere Ansprüche

oder Rechtsfolgen; sie kann Wirkungen haben, die über die

Bedeutung hinausgehen, die der bloßen Begrändung des An—

spruchs auf Rente zukommt, Solche weitergehenden Rechts—

folgen der "Anerkennung" betreffen die Ansprüche auf Heil—

behandlung wegen der anerkannten Folgen einer Schädigung
‚(5 10 Abs, 1BVG), die Rechtsvermutungen für den Anspruch

auf Beätettungsgeld (% 36 Abso 1 Satz 3 BVG) und für den

Anspruch auf Hinterbliebenenrente (@ 38 Abs° 1 Satz 2 BVG),

sowie die Gewährung eines Versorgungsansbruchs für Schä—

digungen, die während einer vor dem 10 September 1939 be—

endeten Dienstleistung oder ohne eine solche vor diesem

Zeitpunkt eingetreten sind (© 58 Abs, 2 BVG)G “Begünstigend”
ist ein Bescheid auch insoweit, als er “die Rechtsstellung

des Betroffenen konkretisierend zu festigen bestimmt ist"

(Tietgen, Ann, zu dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts

Münster vom 1501201957, DVB].° 1958 SO 471.ff03 Henger,
Verwaltungsurchiv 1959 SO 88; Urteil des 10, Senats vom

701001958 — 10 RV 573/57 —)0 Die Bindung der Verwaltung an
diesen Bescheid (@ 77 SGG, @24 Abs, 1 VeerG) im Sinne einer
Selbstbindung der VerWaltung zu Gunsten des durch den Be—

scheid Begünstigten (vgl„ hierzu Henger im Verwaltung5ar—

chiv'1958Heft 4 so 373) erstreckt sich hiernachnicht nur
auf die Feststellung, daß ein Anspruch auf eine bestimmte

Rente besteht, sondern auch auf die Feetstellung‚ daß be„
stimmte Leiden "Schädigungsfolgen" sind; gggh insoweit "re-

gelt" die Verwaltung einen Einzelfall auf dem Gebiet des

öffentlichen Rechts (im Ergebnis ebenso: Wende, Die Kriegs—

opferversorgung, 1954 S, 33 ff„; Hennig, ebenda, 80 49 ffo;

van Nuis—Vorbcrg, Teil II S; 22/23; Thannheiser — Wende-Zeeh‚

Erläuterungen zu @ 77 SGG; a,Ao Bureseh, Die Kriegsopferver—

sorgung, 1955 S, 65 ffo), Die "Regelung", der "entscheidende

Teil des Verwaltungsakts" (Forsthoff, lehrbueh des Verwal—

tungsrechts, 7° Auilo, S0 237, 238}, der ÜVerfügungssatz"
(so Urteil des VGHOMünchen vom 13.1201953, ZHio 1953 3091
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ff„ 1527) des Beseheids umfaßt weiter auch noch die Frege9 ob
die anerkannten Schädigungsfolgen durch den Wehrdienst "her—
vorgerufen" oder nur "verschlixnert" werden sind‚ mit anderen
Worten? ob das Leiden in vollem Umfange durch den Wehrdienst

verursacht werden ist oder ob nur ein Teil des Leidens auf den

Wehrdienst_zurückgeht9 weil das Leiden zum anderen Teil schon

vor dem Wehrdienst vorhanden gewesen ist° Auch insoweit handelt

es sich nicht nur um die Begründung für die Höhe des Anspruchs

auf Rente9 sondern um die Abgrenzung der Folgen verschiedener

Keusalitéitsreiheno Es ist deshalb nicht erforderlich9 die

"Bindun3swirkung" des Beischeids — wie der Kläger meint — auf
die den Bescheid "tragenden Feststellungen" oder auf seine

"Begründung" zu "erstrecken"; es erübrigt sich auch9 5 22 Abso

1 VeerG herenzuziehen; auf diese Vorschrift beruft sich der

Kläger zu Unrecht() Welche Bedeutung es hat? wenn die Versore

gungsverwaltung eine Verschlimmerung anerkennt, sie aber durch

den Zusatz9 es handele sich nur um eine "abgrenzbare" Ver—

schlimmerung9 einschränkt, oder wenn sie die Verschlimmerung
als eine "richtunggebende" bezeichnet9 kann im vorliegenden

Fall dehingesaellt bleibeno Auf diese Frege kommt es hier des—

halb nicht an9 weil der Kläger in erster Linie begehrt‚der Be—

klagte möge das He1z— und Leberleiden “im Sinne der Entstehung“

anerkennen9 er möge also feststellen9 daß das Leiden durch den

Wehrdienst hervorgerufen und nicht nur verschlimmert werden

seia Diesen Antrag hat der Beklagte in dem angefochtenen Bee

seheid abgelehnto Insoweit ist der Kläger also durch den ange—

fochtenen Bescheid beschwert gewesen() Er hat mit der Klage die

Aufhebung des Bescheids und die Feststellung begehrt, daß die

Schädigungsfolgen durch den Wehrdienst nicht nur verschlimmert$

sondern hervorgerufen worden seien; seine Klage ist insoweit

also eine Aufhebungsklage im Sinne des 5 54 Abs° 1 SGG in Ver—

bindung mit einer Eeststellungskläge im Sinne von @ 55 Abs„ 1

Hro 3 SGG (vgl° auch insoweit das zitierte Urteil des BSGQ vom

701001958)c An der baldigen Feststellung hat er auch dann, wen:
ihm Rente gewährt wird9 ein berechtigteslnteresse‚ weil — wie

bereits ausgeführt — die Feststellung der Schädigungsfolgen

Wirkungen haben kann? die über die Begründung für den Anspruch

auf Rente hinausgehen und weil die Versorgungsverwaltung dem
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AntragQ 'cstzustellen9 daß die Schädigungsfolgen durch den

Wehrdienst hervorgerufen worden seien‚ nicht entsprochen hat„

Im torliegenden Fall ergibt sich das Feststellungsinteresse

zudem auch noch daraus‚ daß die Anerkennung der Schädigunge—

folgen "im Sinne der Verschlinmerung" — mag sie als "abgrenzä

bar" oder als "richtunggehend" bezeichnet werden — eine Ein—
schränkung enthält? die für den K äger insofern nachteilige

Folgen hat, als bei jeder behaupteten weiteren Verschlimmerung
stets neu zu prüfen ist‚ ob und wie weit diese weitere Ver—

schlimmerung noch Schädigungsfolge ist oder ob sie auf andere?

vom Wehrdienst unabhängige Umstände zurückgeht (vgl° BSGo 6

so 87; 7 so 56);

Das LSG„ hat sonach über des Klagebegehren‚ soweit es darauf

gerichtet gewesen ist9 die Schädigungsfolgen anders festzu—

stellen9 sachlich entscheiden müssen; es hat die Klage inso—

weit zu Unrecht als unzulässig ebgewiescno Bas Urteil ist

deshalb auch aus diesem Grunde aufzuhebenß 3er Senat hat aber

nicht in der Sacheselbst entscheiden können° Zwar hat sich

das LSGO9 obwohl es die Klage9 soweit es sich um die Fest—

stellung der Schädigungsfolgen handelt9 für ungulägpig gehal—

ten hat9 ausführlich dazu geäußert9 daß die Berufung nach

seiner Meinung auch dann unbegründet wäre9 wenn es die Klage

für EEÄ?EEÄS gehalten hätte; es hat im einzelnen dargelegt,

warum es die Beurteilung des ursächlichen Zusammenhangs der

Sehädigungsfolgen durch den Beklagten für zutreffend und da—

mit die angefochtenen Bescheide auch sachlich für richtig

hält° Da das SGc über die Klage ins0weit nicht entschieden

gehabt hat9 hat das LSG° damit dargetan‚ daß es die 335539

23132 sie zulässig_wäre, jedenfalls für unbegründet hälto Wenn
das LSGo insoweit Tatsachen ermittelt hat, sind dies aber kei—

ne "Feststellungen" im Sinne von 5 165 SGG° Die Bindung des

BSG„ an “die in den angefochtenen Urteil getroffenen tatsäch-

lichen Feststellungcn" kann sich nur auf die Tatsachen bezie—

hen9 auf denen das angefochtene Urteil beruhig d°h° auf den
Streitstoffp über den das LSG„ entschieden und den es für die-

se Entscheidung in prozessual zulässigcr Weise festgestellt

hat„ nicht aber auf Ausführungen? die das LSGD9 wenn es die
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Klage als unzulässig abgewiesen hat9 gar nicht mehr hätte
madhendürfen„ Diese Ausführungen sind zwar "unschädlich“9 sie
gelten aber für die Revisionsinstanz_als "nicht geschrieben"
(VeloRosenbergp7° Auflo‚ s; 686s 145III; Rez„ 105so 196;

—1953so 219; 1588° 155; BGH°11 8° 222 ff° = NJW°1954SO510;
BSG° 1 So 2839 287) und sind vom Revisionsgoricht nicht zu
beachten° Deshalb fehlt es an tatsächlichen Feststellungen‚
aaf die der Semaäeine Ehtscheiäung in der Sache selbst stat—
zen könnte° Die Sache ist daher an daslSGo zur erneuten Ver—

' handlung und Ent8cheidung zurückzuverweisen (@ 170 Abs° 2
Satz 2 SGG)o

Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten0
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